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Das Glück könnte eines Tages aufgebraucht sein
Polizei und Feuerwehren probten den Notfall auf Kreuzfahrtschiffen / Seit Jahren steigt die Zahl der Passagiere auf dem Rhein

Von Bärbel Nückles

GAMBSHEIM. Die Europa 1, das deutsch-
französische Löschboot auf dem Rhein,
sticht aus dem Nebel und legt südlich des
Stauwehrs bei Gambsheim an. In Ret-
tungswesten verpackt verlassen die meis-
ten Passagiere problemlos das Schiff. Sa-
nitäter schieben eine junge Frau im Roll-
stuhl von Bord. Vier weitere hat man als
schwer Verwundete eingestuft: Sie wer-
den, eingehüllt in Wärmeschutzfolie, auf
Tragen aufs Festland geschleppt. Die Bles-
suren sind deutlich zu erkennen.

Und sie sehen erstaunlich echt aus.
Denn am Dienstag mussten französische
Rettungskräfte und Zivilisten nicht wirk-
lich eingreifen, zusammen mit 300 Betei-
ligten an der seit Jahrzehnten umfang-
reichsten Notfallübung auf dem elsässi-
schen Rhein wurde nur stilecht und reali-
tätsnah geprobt. 133 Berufsschüler aus
Straßburg mimten dabei Passagiere. Auf
dem Wasser und an Land wurden sie von
200 Sanitätern und Notärzten, Feuer-
wehrleuten, Tauchern und Wasserschutz-
polizisten in Obhut genommen.

„Schwere Unfälle haben sich in den zu-
rückliegenden Jahren zum Glück nicht
ereignet“, sagte Capitaine Jérôme Boulan-
ger von der elsässischen Feuerwehr. Bei
acht von 23 Unfällen im Zuständigkeits-
bereich der elsässischen Behörden seit
2010 waren Passagierschiffe involviert,
wobei es sich um kleinere Navigations-
fehler und Zusammenstöße handelte.

Doch der Schiffsverkehr nimmt zu.
Flusskreuzfahrten werden immer belieb-
ter. 2014 querten rund 260000 Passagie-
re auf 2000 Schiffen die Region – 17 Pro-
zent mehr als vor einem Jahr. „Die Wahr-
scheinlichkeit nimmt also zu, dass es zu
einem solchen Unfall kommt“, sagt Capi-
taine Boulanger.

Entsprechend wurde das fiktive Szena-
rio gewählt: Gegen 9 Uhr meldet ein aus
Richtung Straßburg kommendes Passa-
gierschiff eine Explosion im Maschinen-
raum, das Ganze circa zwei Kilometer
südlich des Stauwehrs Gambsheim. Das
Schiff – die Leonardo da Vinci, zur Verfü-
gung gestellt von dem in Straßburg ansäs-
sigen europäischen Marktführer für
Flusskreuzfahrten – ist außer Kontrolle
und treibt in die Nähe der Mole kurz vor

der Staustufe Gambsheim. Das dortige
Kontrollzentrum löst den Notfallplan aus:
Feuerwehren der Gemeinden Gambs-
heim, Bischwiller, Haguenau und Souff-
lenheim sowie das Rote Kreuz und Not-
ärzte rücken an. Als sich die Leonardo 20
Minuten nach der Explosion Richtung
Stauwehr bewegt, steuern bereits Boote
der Wasserschutzpolizei auf sie zu.

Inzwischen lässt sich im Umfeld des
Schiffes deutlich Rauch vom Nebel unter-
scheiden – Rauchzünder erschweren die
Sicht an Bord. Jetzt verladen die Feuer-
wehrleute zügig, aber ohne Hektik Lösch-
kartuschen in Motorboote und kommen
als Erste, kurz vor der Europa 1 an der Re-
ling des Flusskreuzers an, um die Opfer
der Havarie aufzunehmen und an Land zu
bringen. Das sei fast das Doppelte ihrer

normalen Kapazität, erklärt Boulanger.
„Wir testen bei einer solchen Übung eben
nicht nur, ob die Kommunikationskette so
funktioniert, wie wir uns das vorstellen,
sondern auch, ob die nach dem Notfall-
plan verfügbaren Mittel ausreichen, da-
mit wir im Ernstfall so viele Menschen in
Sicherheit bringen und versorgen kön-
nen.“

Auf der feuchten Wiese am Ufer ist in-
zwischen ein kleines Zeltlager entstan-
den. Noch immer hält sich zäh der Nebel.
Sanitäter teilen die Passagiere nach der
Schwere der Verletzungen ein. Elf haben
leichte Blessuren erlitten, vier Personen
müssten mit Verbrennungen in die nahen
Krankenhäuser gebracht werden.

Es ist 11.09 Uhr. Der Nebel hat sich
kaum gelichtet. „Zwei Mechaniker sind
nach dem fiktiven Szenario ums Leben ge-
kommen“, erklärt der Leiter des Notarzt-
teams. Sie hätten sich im Maschinenraum
und damit in unmittelbarer Umgebung
des Brandherds befunden. Alle Überle-
benden bekämen nun ein elektronisches
Armband, damit später zweifelsfrei nach-
vollzogen werden könne, in welche Kli-
nik man sie gebracht habe. „Insgesamt
sind wir zufrieden mit der Reaktions-
schnelligkeit aller Beteiligten“, urteilt der
Kabinettschef des Straßburger Präfekten,
verantwortlich auch für den Zivilschutz,
zum Abschluss. Obwohl der verfügbare
Helikopter letztlich nicht starten konnte.
„Auch unter realen Bedingungen“, sagt
Capitaine Boulanger, „hätte er bei dieser
Wetterlage nicht starten können.“

Forscher mit NS-Vergangenheit
Das Karlsruher Institut für Technologie lässt Verstrickungen früherer Führungskräfte klären / Das Gutachten steht noch aus

Von Stefan Jehle

KARLSRUHE. Seit fast drei Jahren lässt
das Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) ein Gutachten erarbeiten, das
mögliche belastende Momente zur Ver-
gangenheit des früheren Leitungsper-
sonals in der Nazizeit zum Gegenstand
hat. Der Verdacht scheint sich zu erhär-
ten, dass der 1956 als „Reaktor-Station“
und später als Kernforschungszentrum
firmierende Vorläufer des Instituts in
der Anfangszeit regelrecht ein Sammel-
becken für NS-Militärs war.

Wohl eher durch einen Zufall war sich das
2009 aus der Fusion der Universität und
des ehemaligen Forschungszentrums ent-
standene Karlsruher Institut für Techno-
logie (KIT) der eigenen Entstehungsge-
schichte bewusst geworden.
2012 stellte die Hochschule
die Namen ihrer seit der
Gründung ernannten Ehren-
senatoren ins Internet. Dabei
fiel Kritikern schnell ins Au-
ge, dass auch der 1969 zum
Ehrensenator der Uni er-
nannte ehemalige Chef des
Forschungszentrums, Rudolf
Greifeld, auf der Liste stand –
so wie auch der im Nürnber-
ger Kriegsverbrecherprozess
angeklagte NS-Politiker Ro-
bert Ley. Gegen Greifeld hat-
te es schon zu Ende seiner
Amtszeit Anfang der 1970er-Jahre Vor-
würfe gegeben, er habe als Kriegsverwal-
tungsrat im besetzten Groß-Paris an anti-
semitischen Erlassen mitgewirkt.

Dabei sind Ehrensenatoren in der Re-
gel honorige Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens, im Fall des KIT beispiels-
weise Leute wie Max Grundig oder Franz
Burda. Zwar sind Greifelds Verdienste
beim Aufbau des Forschungszentrums
unbestritten; immerhin 18 Jahre war er
seit Gründung im Jahr 1956 im Amt.
Doch das Wissen um seine Vergangenheit
löste im Nachhinein Befremden aus.
1974 bereits hatte die Nazi-Jägerin Beate
Klarsfeld zusammen mit ihrem Mann
Serge Klarsfeld auf Verwicklungen Grei-
felds aufmerksam gemacht. Greifeld gilt

bis heute als „wichtiger Pa-
tron der Atomforschung“.
Sein ehemaliger Vize in der
Geschäftsführung, Walther
Schnurr, war bereits bei der
Waffenentwicklung für das
Reichsluftfahrtministerium
von Hermann Göring tätig.

Der frühere Personalchef des Forschungs-
zentrums, Schaible, war Mitglied der
Waffen-SS.

Zumindest eine Entscheidung hatte
man in Karlsruhe getroffen: Aufgrund der
im Raum stehenden Vorwürfe „ruht“ seit
2013 die Ehrensenatorwürde von Grei-
feld, der 1984 in Karlsruhe gestorben
war. Zudem erweiterte man den Untersu-
chungsauftrag an den in Düsseldorf und
Jülich tätigen Historiker Bernd-A. Rusi-
nek. Dieser gilt nun für „das gesamte Füh-
rungspersonal“ der Gründungsjahre.

Kritik hatte sich immer wieder an der
Dauer der Gutachterarbeit entzündet. Of-
fenbar seit September liegt nun das ur-
sprünglich für Ende 2014 angekündigte
Gutachten zur NS-Vergangenheit Grei-

felds den Gremien vor. Das zumindest be-
stätigte man beim KIT. Mit einer Ent-
scheidung ist wohl frühestens in ein paar
Monaten zu rechnen.

Bereits mehrfach hatte die vor Jahren
eingerichtete Ethikkommission des Insti-
tuts den Fall besprochen. Sie tat es auch
just in derselben Woche, als im Karlsru-
her Rathaus erstmals der „Whistleblower-
Preis“ des Verbandes Deutscher Wissen-
schaftler (VDW) verliehen wurde – wobei
auch der Name Greifeld zur Sprache kam.
Der Karlsruher Rathauschef Frank Ment-
rup (SPD) hatte die posthume Verleihung
des besagten Preises an den ehemaligen
deutsch-jüdischen Mitarbeiter des For-
schungszentrums, Léon Gruenbaum,
„auch als Chance zur Aufarbeitung von
Lokalgeschichte“ angesehen. Der 2004
gestorbene Gruenbaum hatte vor Jahren
als Erster auf mögliche Verstrickungen
seines Ex-Chefs Greifeld in dem von Nazi-
Militärs im Zweiten Weltkrieg besetzten
Groß-Paris hingewiesen.

Zu konkreten Terminen für die Ent-
scheidung will man sich beim KIT derzeit

nicht weiter äußern. Auch nicht dazu, ob
das gefertigte Gutachten später der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht wird. Be-
fasst werden mit dem Gutachten das Prä-
sidium und der Senat. Am 8. Dezember
tagt erneut die Ethikkommission.

Rechnungshof:
Es gibt zu viele
Landesbetriebe
Prüfer vermissen Transparenz

Von Bettina Wieselmann

STUTTGART. Mit dem Zoologisch-Bota-
nischen Garten Wilhelma in Stuttgart fing
alles an: 1955 wurde der Zoo in den ers-
ten Landesbetrieb umgewandelt. Bis En-
de 2011 kamen 42 weitere hinzu – so vie-
le wie in keinem anderen Bundesland:
vom Staatsweingut Meersburg, über die
Württembergischen Staatstheater bis
zum Beschussamt Ulm. Nach dem Regie-
rungswechsel zu Grün-Rot wurden noch
einmal neun staatliche Organisationen in
die Rechtsform des Landesbetriebs über-
führt. Zu viele, befindet der Landesrech-
nungshof.

Nach einem Bericht der Karlsruher Be-
hörde fallen die allermeisten Landesbe-
triebe in den Bereich des Ministeriums
für Wissenschaft und Kunst (Universitä-
ten, Hochschulen, Medizinische Fakultä-
ten, Museen). Begründet werden diese
Ausgründungen in der Regel damit, dass
dann das Wirtschaften flexibler und die
Kostentransparenz größer sei. Darüber
hinaus könne die Budgetverantwortung
gezielter wahrgenommen werden.

In einer am Dienstag veröffentlichten
beratenden Äußerung kommt der Rech-
nungshof jedoch zu einem anderen
Schluss. Oft hätten andere als die vorge-
gebenen Gründe für die Schaffung eines
Landesbetriebs Pate gestanden, zudem
„verursacht die Errichtung von Landesbe-
trieben zusätzliche Belastungen“. Beson-
ders ins Gewicht fällt, dass mit der Um-
wandlung ein „Informationsverlust für
den Haushaltsgesetzgeber“, also den
Landtag, verbunden ist. Nur „wenn ein
Wirtschaften als Landesbetrieb klar er-
kennbare Vorteile“ bringe, sollte dies in
Kauf genommen werden. Die „extensive
Umwandlung von Teilen der Landesver-
waltung in Landesbetriebe wirkt sich zu-
nehmend auch auf die Gesamtstatik des
Landeshaushalts aus“, kritisiert der Rech-
nungshof. So seien 2011 mehr als 28000
Bedienstete in Landesbetrieben tätig ge-
wesen, deren Bezüge in der Personalaus-
gabenquote des Landeshaushalts nicht
berücksichtigt gewesen seien.

Wolf: Haft fürs
Burkatragen
CDU-Politiker fordert Verbot

STUTTGART (dpa). Guido Wolf, der CDU-
Herausforderer zur Landtagswahl, hat
sich für ein Burka-Verbot ausgesprochen
– und will das unter Androhung von Stra-
fen durchsetzen. „Bei Frauen, die von ih-
ren Ehemännern zur Verschleierung ge-
zwungen werden, müssen wir mit emp-
findlichen Strafandrohungen Druck auf
diese Männer ausüben – notfalls mit Ge-
fängnis“, sagte Wolf der Bild-Zeitung.
„Ein verschleiertes Gesicht macht es un-
möglich, Menschen unbefangen anzu-
sprechen“, sagte Wolf. „Wer sich ver-
schleiert, wendet sich von der Gesell-
schaft ab. Wer Burka trägt, verweigert In-
tegration.“ Bei einer Burka handelt es
sich um eine islamische Ganzkörperver-
schleierung für Frauen. Wolf hatte sich
wiederholt für ein Burka-Verbot ausge-
sprochen.

Auch Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) ist gegen das Tra-
gen von Burkas, wie er Mitte Oktober
klarmachte. Er hält aber ein Verbot für un-
nötig, weil nur wenige Frauen sie tragen.
Kritiker eines Verbotes argumentieren, es
handele sich um eine Symboldebatte, die
auf die integrationspolitischen Fragen
keine Antwort gebe. Im Koran wird die
Verhüllung des Gesichts einer Frau nicht
ausdrücklich gefordert. Verse über die Be-
deckung des weiblichen Körpers werden
von den Anhängern der verschiedenen
Rechtsschulen des Islam zudem sehr un-
terschiedlich interpretiert.

Havarie im Nebel F O T O : F R E D E R I C M A I G R O T

Das ehemalige Kernforschungszentrum im Hardtwald im Karlsruher Norden und ihr Gründungsdirektor
Rudolf Greifeld F O T O S : J E H L E / K I T

Ab dem Jahreswechsel 1956/57 leitete
der zuvor im Wirtschaftsministerium
des Landes tätige Jurist Greifeld den
Bau des Kernforschungszentrums auf
Gemarkung der Gemeinde Eggenstein-
Leopoldshafen nördlich von Karlsruhe.
Bis 1966 wurden 50 Gebäude errichtet,
darunter 15 wissenschaftliche Institute,
ein Dutzend Speziallaboratorien, meh-
rere verbunkerte Gebäude für Reak-
toren. Später wurden dort auch die
Wiederaufarbeitungsanlage und das
Institut für Transurane angesiedelt.
Bis 1966 investierten Bund und Land
dafür 722 Millionen Mark. sj
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